
Die queere Community steht unter Beschuss. Worüber wir jetzt 

endlich sprechen müssen 

Der 25. Juli 2026 hat vieles verändert. Und doch reiht er sich in eine entsetzliche Kontinuität 

ein. 

Seit dem schrecklichen islamistischen Anschlag auf den Berliner CSD läuft in Teilen der Politik 

und Öffentlichkeit ein fast schon ritualisiertes Programm ab: Anteilnahme und Solidarität. 

Aber vor allem auch gegenseitige Schuldzuweisungen: Die einen werfen den anderen vor, 

durch die Verharmlosung des Islamismus den Nährboden für diese Tat bereitet zu haben. Die 

anderen halten dagegen, eine rassistische und autoritäre Politik habe die Voraussetzungen für 

solche Gewalt geschaffen. Und viele fordern reflexhaft Strafverschärfungen, mehr 

Überwachung, Einschränkungen der Bewegungsfreiheit oder Rückführungen. 

Um es vorwegzunehmen: Ja, der Täter war den Behörden bekannt. Ja, es muss aufgearbeitet 

werden, ob er enger hätte überwacht werden müssen. Zugleich haben die Einsatzkräfte rund 

um den Berliner CSD schnell und professionell gehandelt. Die Demonstrationsroute war 

umfassend geschützt, und die Berliner Polizei hat in den vergangenen Jahren viel Vertrauen in 

der Community aufgebaut.  

Was ich jedoch kaum ertrage, ist, wie schnell die politische Debatte wieder über die Köpfe 

derjenigen hinweggeführt wird, die angegriffen wurden. In all den Brennpunkten, 

Sonderberichten und Talkshows geht eine Frage beinahe vollständig unter: Was geschieht 

gerade in der queeren Community? Was bedeutet dieser Anschlag für all die queeren 

Menschen in unserem Land? 

Es gibt kaum eine Gruppe, die von so vielen Seiten so kontinuierlich angegriffen wurde. Im 

Nationalsozialismus wurden queere Menschen verfolgt, entrechtet, in Konzentrationslager 

verschleppt und ermordet. Queere Orte und Institutionen wurden zerstört. Die 

Bundesrepublik setzte diese Verfolgung fort: Die von den Nationalsozialisten verschärfte 

Fassung des Paragrafen 175 blieb bis 1969 unverändert in Kraft. Rund 50.000 Männer wurden 

auf dieser Grundlage nach 1945 verurteilt. Dieser Paragraph verschwand erst 1994 

vollständig, weil Vertreter*innen der DDR in den Verhandlungen zum Einigungsvertrag darauf 

bestanden haben. Auch Trans* Personen mussten ihre rechtliche Anerkennung unter 

menschenunwürdigen Bedingungen erkämpfen. Noch bis 2011 waren dauerhafte 

Unfruchtbarkeit und operative Eingriffe Voraussetzungen für die Änderung des 

Personenstands. Erst seit zwei Jahren ermöglicht das Selbstbestimmungsgesetz ein Verfahren, 

das die Würde der Betroffenen tatsächlich respektiert. Intergeschlechtliche Kinder werden 

trotz eines gesetzlichen Verbots noch immer medizinisch nicht notwendigen Eingriffen 

unterzogen, damit ihre Körper einer vermeintlich eindeutigen weiblichen oder männlichen 

Norm entsprechen. Was die betroffene Person später selbst empfindet und will, spielt dabei 

zu oft keine Rolle. 

Seit einigen Jahren erlebt die Community außerdem, wie sie ins Zentrum eines globalen 

Kulturkampfes gerückt wird. Eine international vernetzte, hervorragend finanzierte Allianz 

autoritärer und religiös-fundamentalistischer Kräfte nutzt Queerfeindlichkeit, insbesondere 

Transfeindlichkeit, um liberale Gesellschaften zu spalten. Ihre Erzählungen tarnen sich als 



Jugend- oder Frauenschutz, als Sorge um die Familie oder als Verteidigung sogenannter 

traditioneller Werte. 

Die Community sieht, wie Russland queeres Leben zum Staatsfeind erklärt. Sie erlebt, wie in 

den USA die Rechte queerer und insbesondere Trans* Menschen systematisch 

zurückgedrängt werden. Sie sieht, wie arabische Regierungen gemeinsam mit den USA und 

Russland bei internationalen Verhandlungen jegliche Statements bekämpfen, in denen der 

Begriff Gender auch nur vorkommt. Und die Community erlebt, wie all diese Narrative 

gemeinsam mit der AfD auch in Deutschland in Parlamente, Medien und gesellschaftliche 

Debatten getragen werden. 

Das Ergebnis ist erschreckend. Die registrierte queerfeindliche Gewalt steigt seit Jahren. CSD-

Demonstrationen können vielerorts nur noch unter massivem Polizeischutz stattfinden. 

Queere Einrichtungen werden bedroht, Regenbogenflaggen angezündet, Veranstaltungen 

angegriffen. Sichtbarkeit ist längst wieder zu einem Sicherheitsrisiko geworden. Im 

Deutschland des Jahres 2026. 

Und all das blenden wir im politischen Berlin aus und führen immer noch Debatten darüber, 

ob man nicht die eine oder andere Regenbogenflagge weniger hissen sollte. Ob man die 

angeblichen „Sorgen“ derjenigen ernster nehmen müsse, die queeren Menschen ihre Rechte 

absprechen wollen. Ob ein bisschen weniger Glitzer und Sichtbarkeit nicht hilfreich wäre, um 

die gesellschaftliche Spaltung nicht weiter zu vertiefen. 

Wer nach einem Anschlag auf einen CSD ausgerechnet weniger queere Sichtbarkeit verlangt, 

vollendet politisch das Werk des Täters. Queere Menschen durften nie einfach 

selbstverständlich Teil dieser Gesellschaft sein. Viele leben mit der Frage, wo sie eine Hand 

halten können, ohne angepöbelt zu werden. Ob sie sich am Arbeitsplatz oder in der Schule zu 

erkennen geben können. Ob dieses Land auch in Zukunft ein sicherer Ort für sie sein wird. Mit 

dem 25. Juli ist diese dumpfe Angst in erschreckender Weise an die Oberfläche gekommen. 

Die Community steht schon lange unter Beschuss. Mit Gewalt, mit Worten und schlechten 

Witzen. Mit Mittelkürzungen für zentrale Projekte queerer Kinder- und Jugendarbeit. Mit 

verschleppten Schutzregelungen. Mit den immer wiederkehrenden Forderungen, das 

Selbstbestimmungsgesetz zu verschärfen.  

Wir müssen als Gesellschaft endlich aufwachen. Die queere Community steht unter Beschuss. 

Und wir müssen aufhören, uns diesen Angriffen aus Naivität, vorauseilendem Gehorsam oder 

politischem Kalkül anzuschließen. Gesellschaftliche Resilienz bedeutet auch, nicht über jedes 

Stöckchen zu springen, das autoritäre Kräfte und ihre digitalen Verstärker uns hinhalten. 

Es war gut und wichtig, dass sich Bundeskanzler Friedrich Merz bereits am Sonntag an die 

Community gewandt und angekündigt hat, „der Staat werde alles zu ihrem Schutz tun.“ Diesen 

wichtigen Worten müssen jetzt Taten folgen – Taten, die queere Menschen tatsächlich 

schützen und die jahrzehntelange Erfahrung von Gewalt und Ausgrenzung ernst nehmen. 

Spoiler: Strafverschärfungen, mehr Überwachung, Einschränkungen der Bewegungsfreiheit 

oder Rückführungen sind es wahrscheinlich nicht. 

Wir, als Vertreter staatlicher Institutionen, müssen endlich auch die queere Community unter 

den expliziten Schutz von Artikel 3 des Grundgesetztes stellen – wie von der SPD seit Jahren 



gefordert. Es geht hier um eine der großen Opfergruppen des Nationalsozialismus, deren 

Schutz noch immer nicht ausdrücklich in unserer Verfassung steht. Eine entsprechende 

Initiative haben bereits vor einem Jahr die unionsgeführten Länder Berlin, Schleswig-Hollstein 

und Nordrhein-Weslalen angestoßen. Bärbel Bas, Lars Klingbeil und Tim Klüssendorf haben 

nach dem Anschlag zu Recht angekündigt, diese Ergänzung nun mit Nachdruck wieder auf die 

polimsche Tagesordnung zu setzen.  

Wir müssen das Abstammungsrecht endlich an die gesellschaftliche Realität anpassen. Es ist 

nicht zu erklären, weshalb die Ehefrau einer Mutter ihr eigenes Kind adoptieren muss, 

während der Ehemann einer Mutter von Geburt an rechtlich als Vater gilt – unabhängig davon, 

ob er der biologische Vater ist. 

Und wir müssen endlich aufhören, unter dem Vorwand von Sparzwängen ausgerechnet bei 

queerer Jugendarbeit und Demokratiebildung zu kürzen. Es geht hier nicht um Geld, es geht 

um politische Prioritäten. Und bei diesen Prioritäten müssen wir endlich den Rücken gerade 

machen. 

Abschließend möchte ich auf eine Analyse über das Europäische Parlament hinweisen. Sie 

kam zu einer ebenso einfachen wie naheliegenden Schlussfolgerung: Es braucht Wissen und 

Klarheit. Das Wissen darüber, mit welchen Strategien autoritäre Kräfte arbeiten, weshalb sie 

Minderheiten zu Feindbildern machen und wie ihre Erzählungen in die Mitte unserer 

Gesellschaft gelangen. Und die Klarheit, sich dem entschieden entgegenzustellen. 

Ich wünsche mir, dass dieser schreckliche 25. Juli 2026 der Moment ist, in dem wir als 

Gesellschaft dieses Wissen und diese Klarheit entwickeln.  

Die queere Community steht unter Beschuss und konnte in den letzten Jahrzehnten nur 

schwer Vertrauen in unseren Staat gewinnen. Wir müssen ihr in diesen schweren Stunden 

aufrichtig die Hand ausstrecken. 


